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Auch  im  Jahre  2018  war  der  Baselstädtische  Angestellten-
Verband  (BAV)  in  den  verschiedensten  Bereichen  des
Anstellungsverhältnisses  für  das  Staatspersonal  des  Kantons
Basel-Stadt  tätig.  Neben  den  wiederum  zahlreichen
individuellen  rechtlichen  Anfragen  gehörten  das  Lohnprojekt
Systempflege,  der  Gesamtarbeitsvertrag  (GAV)  für  das
Universitätsspital Nordwest (USNW), der Teuerungsausgleich für
das  gesamte  Kantonspersonal  sowie  die  Sparmassnahmen  der
Universität Basel zu den Haupttätigkeitsfeldern des Verbandes.

I. Projekt Systempflege
Im Rahmen des Lohnprojektes Systempflege wurden bereits im
Jahre  2015  die  neuen  Lohneinreihungen  bekannt  gegeben  und
zahlreiche  Mitarbeitende  haben  von  der  Möglichkeit,  eine
anfechtbare Verfügung zu verlangen, Gebrauch gemacht. Zwischen
Herbst  2015  bis  Sommer  2016  sind  die  entsprechenden
Verfügungen ergangen. Von den rund 13 500 Mitarbeitenden des
Kantons  Basel-Stadt,  deren  Stellen  überführt  worden  sind,
haben rund 900 Einsprache erhoben. Aufgrund der Menge der
Einsprachen und der darauf jeweils folgenden Stellungnahme der
Abteilung Vergütungsmanagement des Zentralen Personaldienstes
(ZPD) ist die Bearbeitung stark in Verzug geraten; in rund der
Hälfte der Fälle ist nach wie vor kein Einspracheentscheid
ergangen.

Gesamthaft ist die Situation im Zusammenhang mit dem Projekt
Systempflege  äusserst  unbefriedigend.  Die  lange
Verfahrensdauer  führt  nebst  dem  Umstand,  dass  eine  grosse
Anzahl von Mitarbeitenden nach wie vor keine Gewissheit über
die Einreihung ihrer Stelle hat, zu weiteren Problemen:
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Seit der Überführung der Stellen sind rund vier Jahre
vergangen.  Mehrere  Organisationen  wurden  in  der
Zwischenzeit  reorganisiert  oder  befinden  sich  in
entsprechenden  Prozessen.  Dies  führt  zu  neuen  oder
geänderten  Aufgaben  für  die  betroffenen  Mitarbeiter.
Solche Änderungen finden im Einspracheverfahren jedoch
keine  Beachtung.  Sie  müssen  gegebenenfalls  im  Rahmen
einer  Neubewertung  der  Stelle  und  somit  in  einem
separaten Verfahren berücksichtigt werden. Im Rahmen der
Einspracheverfahren betreffend Systempflege sind für die
Stellenbewertung bzw. -einreihung lediglich die in der
Stellenbeschreibung,  welche  als  Grundlage  für  die
Überführung  diente,  enthaltenen  Aufgaben  und
Anforderungen  massgebend.
Es ist für alle Betroffenen sehr schwierig, die damals
massgebenden Umstände nach dieser langen Zeitspanne noch
zu kennen.
Bei  einer  Gutheissung  der  Einsprache  wird  die
entsprechende Lohndifferenz rückwirkend ausbezahlt. Dies
führt aufgrund der Steuerprogression zu einer einmaligen
steuerlichen  Mehrbelastung.  Diese  ist  umso  höher,  je
länger  das  Verfahren  dauert.  Da  man  als  Einsprecher
keinen  Einfluss  darauf  hatte,  wann  die  Einsprache
behandelt  wurde,  steht  die  Frage  im  Raum,  ob  diese
steuerliche  Auswirkung  nicht  gegen  das  Willkürverbot
verstösst. Die Beantwortung dieser Frage ist noch offen.

II.  Gesamtarbeitsvertrag  (GAV)
Universitätsspital Nordwest (USNW)
Die Arbeitnehmenden des Universitätsspitals Basel (USB) und
des  Kantonsspitals  Baselland  (KSBL),  die  zum  künftigen
Universitätsspital Nordwest (USNW) fusioniert werden sollen,
sind  in  verschiedenen  Berufs-  und  Personalverbänden  oder
Gewerkschaften  organisiert.  Seit  einer  Kickoff-Sitzung  im
April  2018  handelt  der  BAV  als  Teil  der  Arbeitnehmer-
Delegation,  welche  sich  nebst  Vertretungen  des  BAV  durch



Vertretungen des «Schweizer Berufsverband der Pflegefachfrauen
und Pflegefachmänner SBK», der Gewerkschaft Syna, des vpod
region basel und des «Verband Schweizerischer Assistenz- und
Oberärztinnen und -ärzte beider Basel» (VSAO) zusammensetzt,
mit den Arbeitgebervertretern einen neuen Gesamtarbeitsvertrag
aus. Bisher waren die Angestellten der beiden Häuser separaten
Verträgen  unterstellt,  die  nun  in  einen  neuen  GAV  münden
müssen,  wie  es  auch  der  im  Frühjahr  2018  unterzeichnete
Staatsvertrag  verlangt.  Das  Ziel  der  Sozialpartner:
Rechtzeitig  bevor  das  geplante  Universitätsspital  Nordwest
seinen Betrieb aufnehmen wird, soll für die Belegschaften ein
neuer  Gesamtarbeitsvertrag  (GAV)  ausgearbeitet  sein,  sofern
die Stimmberechtigten des Kantons Basel-Stadt und des Kantons
Basel-Landschaft  der  Spitalfusion  überhaupt  zustimmen.  Die
entsprechenden Volksabstimmungen in den beiden Kantonen finden
am 10.  Februar 2019 statt.

Der BAV wird seine Mitglieder am Mittwoch, 9. Januar 2019, von
16.30  Uhr  bis  ca.  18.00  Uhr,  im  Hörsaal  4  des
Universitätsspitals Basel, Spitalstrasse 21, 4031 Basel, im
Rahmen einer Informationsveranstaltung über den Stand der GAV-
Verhandlungen informieren. Interessierte BAV-Mitglieder sind
zu dieser Veranstaltung herzlich eingeladen.

III. Teuerungsausgleich für das Personal
des Kantons Basel-Stadt
Als  Mitglied  der  Arbeitsgemeinschaft  der  baselstädtischen
Personalverbände (AGSt) setzte sich der BAV in diesem Jahr
neben  diversen  anderen  Themen  im  Personalbereich
(Systempflege, Pensionskasse, Projekt HRM 2020 etc.) für die
Gewährung des Teuerungsausgleichs für das gesamte Personal des
Kantons Basel-Stadt ein. Dieser ist überfällig, da seit neun
Jahren  keine  Teuerungsanpassung  bei  den  Löhnen  mehr
stattgefunden hat. Zudem vertritt die AGSt seit jeher die
Ansicht, dass die bisherige Praxis bei der Verrechnung der
negativen Teuerung rechtlich nicht haltbar ist.



Der  Regierungsrat  des  Kantons  Basel-Stadt  ist  zur  Ansicht
gelangt,  dass  der  Teuerungsausgleich  per  1.  Januar  2019
gewährt werden und die Kaufkraft des Personals somit erhalten
bleiben soll. Der endgültige Entscheid über das Geschäft liegt
allerdings letztlich in der Budgetkompetenz des Grossen Rats.
Die entsprechende Grossratssitzung findet am 19. Dezember 2018
statt und somit erst nach Redaktionsschluss dieser Ausgabe.

IV. Sparmassnahmen Universität Basel
Die Universität Basel muss im Zeitraum 2018 bis 2021 total 80
Millionen  Franken  einsparen.  Dies  als  Folge  des  aktuellen
Leistungsauftrags der Trägerkantone. Die Einsparungen werden
mit einem ganzen Bündel von Massnahmen umgesetzt und treffen
das Personal gleich zweimal.

Erstens ist der Spardruck im Arbeitsalltag deutlich spürbar,
die Belastung steigt. Zweitens soll nun dem Personal auch noch
der Stufenanstieg 2019 verwehrt werden.

Der BAV hat deshalb im Oktober 2018 zusammen mit dem vpod
region Basel eine Protestnote zuhanden des Universitätsrats,
der  Rektorin  und  des  Verwaltungsdirektors  verfasst,  mit
welcher  für  das  Personal  eine  Abwägung  folgender  Punkte
gefordert wurde:

Die reguläre Anhebung der Stufe für 2019.1.
Ein angemessener Teuerungsausgleich wie in den beiden2.
Trägerkantonen Basel-Landschaft und Basel-Stadt.
Die Neutralisierung der aufgelaufenen Minusteuerung wie3.
bei den Angestellten des Kantons Basel-Stadt.

Nachdem  den  Sozialpartnern  seitens  des  Verwaltungsdirektors
der Universität Basel darauf mitgeteilt wurde, dass sich diese
Forderungen für das Jahr 2019 nicht umsetzen lassen würden,
haben der vpod region Basel und der BAV im November 2018 eine
Petition an den Universitätsrat lanciert, mit welcher für das
Personal der Universität Basel Folgendes gefordert wird:



Die  reguläre  Anhebung  der  Stufe  für  2019  für  alle.1.
Mindestens  aber  für  die  Mitarbeitenden  bis  und  mit
Lohnklasse 11.
Ein  angemessener  Teuerungsausgleich,  wie  er  für  das2.
Personal der beiden Trägerkantone Basel-Landschaft und
Basel-Stadt geplant ist.
Eine  Neutralisierung  statt  einer  Verrechnung  der3.
aufgelaufenen Minusteuerung.

Bei  Redaktionsschluss  dieser  Ausgabe  war  die
Unterschriftensammlung noch in vollem Gange (bis 10. Dezember
2018).

V. Rechtsschutzanfragen
Wiederum rege genutzt worden ist der Rechtsschutz des BAV. Das
Rechtsschutzreglement sieht vor, dass der Sekretär des BAV in
seiner Funktion als Rechtsanwalt den Verbandsmitgliedern zur
Besprechung und Behandlung dienstlicher und beruflicher Fragen
unentgeltlich zur Verfügung steht.

Soweit  Verbandsmitglieder  vom  Verband  im  Rahmen  von
Einsprachen,  Rekursen  etc.  rechtliche  Verbeiständung
benötigen,  wird  diese  den  Verbandsmitgliedern  ebenfalls
gewährt. Die häufigsten Themen im Jahre 2018 waren:

Anfragen zu Massnahmen des Arbeitgebers:
Zahlreiche Mitglieder fragen beim Sekretariat um Rat und
Rechtsschutz,  wenn  sie  von  personalrechtlichen
Massnahmen  wie  beispielsweise  einem  schriftlichen
Verweis  oder  einer  Änderung  des  Aufgabengebietes
betroffen  sind.
Anfragen  im  Zusammenhang  mit  der  Beendigung  des
Arbeitsverhältnisses:
Auch bei einer Beendigung des Arbeitsverhältnisses – sei
es durch eine Kündigung des Arbeitgebers oder durch eine
Auflösungsvereinbarung – ist regelmässig eine rechtliche
Beratung angezeigt.



Anfragen im Zusammenhang mit der Entlöhnung:
Das Projekt Systempflege wurde im Jahr 2015 umgesetzt,
woraus nach wie vor zahlreiche Anfragen und Beratungen
bzw. Rechtsverbeiständungen resultieren (siehe dazu oben
Ziff.  I).  Regelmässig  ist  auch  die  Anpassung  der
Stellenbeschreibung  Gegenstand  von  Anfragen  an  das
Sekretariat.
Anfragen  im  Zusammenhang  mit  Konflikten  mit
Vorgesetzten:
Auch bei Konflikten mit Vorgesetzten ersuchen zahlreiche
Mitglieder beim Sekretär um Rat und Rechtsschutz.
Anfragen im Zusammenhang mit der Pensionierung:
Regelmässig  haben  Mitglieder  auch  Fragen  zur
Pensionierung,  häufig  im  Zusammenhang  mit  einer
geplanten  vorzeitigen  Pensionierung.

Ebenfalls  rege  genutzt  wird  der  vom  BAV  angebotene
Rechtsschutz  ausserhalb  des  Personalrechts.  So  haben  die
Mitglieder  die  Möglichkeit,  beim  Sekretär  und  Anwalt  des
Verbandes  eine  auf  eine  Stunde  pro  Kalenderjahr  begrenzte
unentgeltliche  Rechtsauskunft  in  privaten  –  nicht  das
Arbeitsverhältnis betreffenden –Angelegenheiten einzuholen. Im
Zentrum stehen dabei Anfragen aus den Bereichen Familien-,
Erb- und Vertragsrecht.

VI. Ausblick für das Jahr 2019
Bereits  jetzt  abzusehen  ist,  dass  im  kommenden  Jahr  das
Projekt Systempflege die Verantwortlichen des BAV weiterhin
stark  beanspruchen  wird;  wie  dargelegt  sind  nach  wie  vor
zahlreiche Einspracheverfahren hängig und werden vom Sekretär
des Verbandes in seiner Funktion als Rechtsanwalt betreut.
Sofern die Stimmberechtigten des Kantons Basel-Stadt und des
Kantons  Basel-Landschaft  der  Spitalfusion  im  Februar  2019
zustimmen, wird die Aushandlung des Gesamtarbeitsvertrages für
das Universitätsspital Nordwest (USNW) den BAV weit über den
Anfang des neuen Jahres hinaus beschäftigen. Auch bei der



Universität  Basel  dürfte  mit  einigen  Tätigkeiten
verbandsseitig  zu  rechnen  sein.

Zum  Jahresende  möchte  sich  das  Sekretariat  des  BAV  bei
sämtlichen Mitgliedern für ihre Treue zum Verband bedanken und
wünscht  ihnen  sowie  sämtlichen  Leserinnen  und  Lesern  eine
geruhsame Weihnachtszeit und alles Gute für das kommende Jahr.

 


